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1. Elektronische Steuererklärung: Ist schlichtes Verges-

sen grob fahrlässig? 
 
Vergisst der Steuerpflichtige, einen steuermindernden Betrag in seiner 
Steuererklärung anzugeben, und wird der Steuerbescheid bestandskräftig, 
kann dieser zwar grundsätzlich geändert werden. Das geht aber nur, wenn 
das Vergessen nicht grob fahrlässig war. 
X war an einer GmbH beteiligt, die in 2007 liquidiert wurde. Der Verlust des X 
aus der Auflösung der GmbH betrug rund 200.000 EUR. Die vom Steuerberater 
des X gefertigten Erklärungen zur Einkommensteuer und zur Feststellung des 
verbleibenden Verlustvortrags enthielten keine Angaben zu dem Veräußerungs-
verlust. Der Berater hatte den Übertrag in das entsprechende Feld des elektroni-
schen DATEV-Formulars "schlicht vergessen". 
X beantragte in 2011, den Verlustfestfeststellungsbescheid zu ändern und den 
Auflösungsverlust zu berücksichtigen. Die gegen die ablehnende Entscheidung 
des Finanzamts erhobene Klage wies das Finanzgericht ab. Zwar treffe X selbst 
kein grobes Verschulden. Jedoch sei ihm das Verschulden seines Beraters 
zuzurechnen. Das Vergessen der Übertragung des bereits berechneten Verlust-
betrags in den elektronischen Vordruck sei grob fahrlässig. Wegen des groben 
Verschuldens an dem nachträglichen Bekanntwerden der steuermindernden 
Tatsachen könne die Veranlagung nicht mehr geändert werden. 
Entscheidung 
Der Bundesfinanzhof zeigte sich in seiner Entscheidung großzügiger. Er betonte, 
dass der Begriff des Verschuldens bei elektronisch gefertigten Steuererklärun-
gen grundsätzlich so auszulegen ist wie bei schriftlich gefertigten Erklärungen. 
Allerdings ist bei elektronischen Erklärungen besonders zu berücksichtigen, dass 
die Übersichtlichkeit eingeschränkt sein kann und die ausgefüllten Felder mitun-
ter schwieriger als bei einer Erklärung in Papierform zu überblicken sind. 
Fehler und Nachlässigkeiten, die üblicherweise vorkommen und mit denen 
immer gerechnet werden muss, stellen keine grobe Fahrlässigkeit dar. Insbe-
sondere bei unbewussten Fehlern, die selbst bei sorgfältiger Arbeit nicht zu 
vermeiden sind, kann grobe Fahrlässigkeit ausgeschlossen sein. Zu solchen 
unbewussten – rein mechanischen – Versäumnissen zählen bloße Übertra-
gungs- oder Eingabefehler, wie sie selbst bei sorgfältiger Arbeit nicht zu vermei-
den sind. 

Grobe Fahrlässigkeit liegt nur dann vor, wenn der Steuerpflichtige oder der 
Berater in Steuerformularen gestellte Fragen bewusst nicht beantwortet oder 
klare und ausreichend verständliche Hinweise bewusst unbeachtet lässt. 
 
 
2. Sonderausgaben: Keine Kürzung durch Bonuszah-

lungen der Krankenkasse 
 
Der für Krankenversicherungsbeiträge vorzunehmende Sonderausgaben-
abzug ist nicht um Zahlungen zu kürzen, die von der Krankenkasse im 
Rahmen eines Bonusprogramms geleistet werden. 
Die Kläger machten in ihrer Einkommensteuererklärung für 2012 Arbeitnehmer-
beiträge der Klägerin zur gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung (Basis-
absicherung) als Sonderausgaben geltend (2.663 EUR). Im Einkommensteuer-
bescheid wurden diese Beiträge vom beklagten Finanzamt gekürzt, weil die 
Klägerin im Rahmen eines Bonusprogramms von ihrer Krankenkasse 150 EUR 
erhalten hatte. 
Die Kläger machten in ihrem Einspruch geltend, bei der Zahlung handle es sich 
nicht um eine Beitragsrückerstattung, sondern um einen Zuschuss der Kranken-
kasse, weil die Klägerin an einem Bonusmodell teilgenommen habe. Wer be-
stimmte Vorsorgemaßnahmen (z. B. Krebsvorsorgeuntersuchung) durchgeführt 
hat, erhält am Jahresende einen Zuschuss der Krankenkasse von bis zu 150 
EUR jährlich für Gesundheitsmaßnahmen, die privat zu zahlen und nicht im 
Versicherungsumfang enthalten sind (z. B. Massagen, Fitness-Studio oder 
Sportverein). 
Das Finanzamt wies den Einspruch als unbegründet zurück. 
Entscheidung 
Das Finanzgericht gab dagegen den Klägern Recht und entschied, dass die 
Krankenversicherungsbeiträge der Klägerin zur Basisabsicherung in voller Höhe 
als Sonderausgaben abzugsfähig sind und nicht um den von der Krankenkasse 
gezahlten Bonus gekürzt werden dürfen. 
Beiträge zur privaten oder gesetzlichen Krankenversicherung für eine Absiche-
rung auf sozialhilfegleichem Versorgungsniveau (Basisabsicherung) sind in 
vollem Umfang als Sonderausgaben abziehbar. 
Zwar dürften nur solche Ausgaben als Sonderausgaben berücksichtigt werden, 
durch die der Steuerpflichtige tatsächlich und endgültig wirtschaftlich belastet sei. 
Eine Verrechnung von Krankenversicherungsbeiträgen mit Erstattungen oder 
Zuschüssen setze allerdings deren "Gleichartigkeit" voraus. Eine solche "Gleich-
artigkeit" bestehe zwischen den Krankenversicherungsbeiträgen der Klägerin 
und der Bonuszahlung der Krankenkasse nicht. Die Krankenversicherungsbei-
träge dienten der Absicherung des Risikos, Kosten im Krankheitsfall selbst 
tragen zu müssen. Mit diesem Versicherungsschutz stehe die Bonuszahlung 
nicht im Zusammenhang. Es fehle daher an der erforderlichen "Gleichartigkeit" 
zwischen der Bonuszahlung und den Beiträgen der Klägerin zu ihrer Basis-
Krankenversicherung, weil die Bonuszahlung nicht der Erlangung des Versiche-
rungsschutzes diene. Außerdem könnten die Bonuszahlungen der Krankenkasse 
auch deshalb nicht als Rückerstattung von Beiträgen zur Basis-
Krankenversicherung qualifiziert werden, weil mit dieser Zahlung lediglich solche 
Krankheitskosten erstattet worden seien, die außerhalb des Versicherungsschut-
zes angefallen und daher von der Klägerin selbst zu tragen gewesen seien. 
 
 
3. Bekanntgabemangel: Keine Heilung, wenn Finanzamt 

Bekanntgabewillen aufgibt 
 
Wird eine Bekanntgabevollmacht missachtet, gilt ein Einkommensteuerbe-
scheid als nicht wirksam bekannt gegeben. Eine nachfolgende Weitergabe 
des Bescheids an den Bevollmächtigten kann zur Heilung des 
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Bekanntgabemangels führen. Das gilt allerdings nicht, wenn das Finanzamt 
vorher ausdrücklich seinen Bekanntgabewillen aufgegeben hat. 
Der am 29.12.2009 an den Steuerpflichtigen bekannt gegebene Einkommen-
steuerbescheid 2003 (Schätzungsbescheid wegen Nichtabgabe einer Steuerer-
klärung) hätte aufgrund einer Bekanntgabevollmacht an den Bevollmächtigten 
bekannt gegeben werden müssen. Erst am 13.8.2012 leitete der Steuerpflichtige 
den Steuerbescheid an seinen Bevollmächtigten weiter. Dieser legte noch am 
gleichen Tag gegen den Bescheid Einspruch ein. Zuvor hatte das Finanzamt in 
einem Schreiben vom 3.8.2012 ausdrücklich darauf hingewiesen, dass der 
Ausgangsbescheid vom 29.12.2009 nie existiert habe. Der Erlass eines erneuten 
Steuerbescheids sei nun jedoch nicht mehr möglich, da die Festsetzungsfrist für 
die Einkommensteuer 2003 bereits am 31.12.2010 abgelaufen sei. Hiergegen 
richteten sich der eingelegte Einspruch sowie die nachfolgend eingelegte Klage, 
mit der für 2003 Verluste aus der Veräußerung von Beteiligungen geltend ge-
macht wurden. 
Entscheidung 
Das Finanzgericht wies die Klage ab und bestätigte, dass die Festsetzungsfrist 
am 31.12.2010 abgelaufen ist. 
Die Bekanntgabe des Einkommensteuerbescheids 2003 am 29.12.2009 war 
unwirksam, da das Finanzamt die vorliegende Bekanntgabevollmacht zugunsten 
des Bevollmächtigten nicht beachtet hatte. Ein derartiger Bekanntgabemangel 
kann durch die Weitergabe des Steuerbescheids an den Bekanntgabeempfänger 
geheilt werden. In diesem Fall liegt erst zum Zeitpunkt der Weitergabe des 
Bescheids eine wirksame Bekanntgabe vor. 
Im Streitfall konnte es hierzu jedoch nicht mehr kommen, da das Finanzamt 
bereits zuvor gegenüber dem Bevollmächtigten des Steuerpflichtigen seinen 
Bekanntgabewillen für den am 29.12.2009 erlassenen Einkommensteuerbe-
scheid ausdrücklich aufgehoben hatte. 
 
 

4. Mahnverfahren: Bei unrichtigen Angaben hemmt der 
Mahnbescheid die Verjährung nicht 

 
Der Antrag auf Erlass eines Mahnbescheids sollte richtig ausgefüllt sein. 
Denn wer bewusst wahrheitswidrige Erklärungen abgibt, kann am Ende 
leer ausgehen. 
Der Kläger hatte im Jahr 1992 Wohnungseigentum erworben. Der Kaufpreis 
wurde über ein Darlehen finanziert. Später kamen dem Kläger Zweifel, ob die 
Darlehensgeberin ihn vor Vertragsabschluss zutreffend über die Risiken des 
Vertrags aufgeklärt hatte. Seine Prozessbevollmächtigten reichten am 
30.12.2008 einen Antrag auf Erlass eines Mahnbescheids ein. In dem Antrags-
formular kreuzten sie ein Feld an, wonach der geltend gemachte Anspruch nicht 
von einer Gegenleistung abhängt. Die Prozessbevollmächtigten waren sich bei 
dieser Erklärung bewusst, dass der Inhalt unrichtig ist. Sie machten nämlich den 
sog. großen Schadenersatz geltend, d. h. sie forderten Ersatz des gesamten 
Erfüllungsinteresses. Im konkreten Fall konnte der Schadenersatz nur Zug um 
Zug gegen Rückgabe und Rückübereignung der Eigentumswohnung verlangt 
werden. 
Entscheidung 
Der Bundesgerichtshof lehnte die Schadensersatzklage – wie alle Instanzen vor 
ihm – ab. Die Einleitung eines Mahnverfahrens ist ausgeschlossen, wenn der 
geltend gemachte Anspruch von einer Gegenleistung abhängt, die noch nicht 
erbracht ist. In diesem Fall ist der Antrag auf Erlass eines Mahnbescheids zwin-
gend zurückzuweisen. In Kenntnis dieser Rechtslage hatten die Prozessbevoll-
mächtigten des Antragstellers bewusst die unrichtige Erklärung abgegeben, der 
Anspruch sei von einer Gegenleistung nicht abhängig. 
Dieses Verhalten der Prozessbevollmächtigten des Antragstellers bewertete der 
Bundesgerichtshof als einen Missbrauch des Mahnverfahrens zum Zweck der 
Verjährungshemmung mit unwahren Angaben. Ein solcher Rechtsmissbrauch 
verwehrt es dem Antragsteller, sich auf die durch unrichtige Angaben erschliche-
ne Rechtsposition zu berufen. 
Auch die Zuerkennung des kleinen Schadensersatzes versagte der Bundesge-
richtshof dem Kläger. Im Gegensatz zum großen Schadenersatz ist der kleine 
Schadensersatz lediglich auf Ausgleich des Differenzschadens unter Beibehal-
tung der bereits ausgetauschten Leistungen gerichtet. Die unlautere Vorgehens-
weise bei Antragstellung verwehrt es nach Ansicht des Bundesgerichtshofs dem 
Kläger, sich nun auf die Geltendmachung des kleinen Schadensersatzanspruchs 
zurückzuziehen – auch wenn der Antrag dann richtig gewesen wäre. 
Seine rechtsmissbräuchliche Vorgehensweise führt dazu, dass die Verjährungs-
hemmung nicht eingetreten ist. Damit ging der Kläger völlig leer aus. 
 
 

5. Schwarzarbeit: Gewährleistungsansprüche sind aus-
geschlossen 

 
Wer schwarzarbeiten lässt, hat keinen Anspruch auf Schadensersatz. Der 
Bundesgerichtshof bleibt in dieser Sache hart. 
Für die Ausführung von Dachausbauarbeiten war ein Werklohn von 10.000 EUR 
ohne Umsatzsteuer vereinbart. Nach Durchführung der Arbeiten stellte der 
Unternehmer eine Rechnung über diesen Betrag ohne Ausweis der Umsatzsteu-
er, den der Auftraggeber auch zahlte. Da die Werkleistung mangelhaft war, 
verlangt der Auftraggeber Rückzahlung von 8.300 EUR. 
Entscheidung 
Der Bundesgerichtshof lehnt auch in diesem Fall jegliche Ansprüche des Auf-
traggebers ab. 
Der Unternehmer hat bewusst gegen das Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz 
verstoßen, indem er mit dem Auftraggeber vereinbart hat, dass für den Werklohn 

keine Rechnung mit Steuerausweis gestellt und keine Umsatzsteuer gezahlt 
werden sollte. Der Auftraggeber hat dies auch zu seinem Vorteil ausgenutzt. Der 
Werkvertrag ist daher nichtig. Der Auftraggeber kann deshalb keine Mängelan-
sprüche geltend machen. 
Dem Auftraggeber steht auch kein Anspruch auf Ausgleich der Bereicherung des 
Unternehmers zu, die darin besteht, dass er für die mangelhafte Werkleistung zu 
viel bezahlt hat. Zwar kann ein Besteller, der aufgrund eines nichtigen Vertrags 
Leistungen erbracht hat, vom Unternehmer grundsätzlich die Herausgabe dieser 
Leistungen verlangen. Das gilt aber nicht, wenn der Besteller mit seiner Leistung 
gegen ein gesetzliches Verbot verstoßen hat. Das ist hier der Fall. 
 
 

6. Arbeitszimmerkosten in einer nicht ehelichen Lebens- 
gemeinschaft 

 
Gehört ein Haus den Partnern einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft 
gemeinsam, kann ein Partner die Kosten für ein Arbeitszimmer nur zur 
Hälfte als Betriebsausgaben geltend machen. Das gilt auch dann, wenn er 
das Arbeitszimmer alleine nutzt und die Schuldzinsen aus den gesamt-
schuldnerisch aufgenommenen Finanzierungsdarlehen allein von ihm 
getragen werden. 
Hintergrund 
Partner einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft erwarben gemeinsam ein 
Einfamilienhaus. Der Steuerpflichtige nutzte in dem Gebäude eine Bürofläche als 
Arbeitszimmer zur Erzielung von Gewinneinkünften und machte u. a. die hierauf 
entfallenden Finanzierungskosten in voller Höhe als Betriebsausgaben geltend. 
Die laufenden Raten (Zins und Tilgung) wurden in vollem Umfang von seinem 
Konto abgebucht Das Finanzamt berücksichtigte jedoch aufgrund des hälftigen 
Miteigentumsanteils der Lebenspartnerin nur die Hälfte der Finanzierungskosten 
als Betriebsausgaben. 
Entscheidung 
Das Einspruchs- und auch das Klageverfahren blieben ohne Erfolg. Das Finanz-
gericht verwies auf die Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs zu Miteigentum 
von Ehegatten, die nach seiner Auffassung bei nichtehelichen Lebensgemein-
schaften entsprechend anzuwenden ist. Im Regelfall gilt danach, dass dann, 
wenn keine besonderen Vereinbarungen getroffen wurden, die Zahlung jeweils 
für Rechnung desjenigen geleistet werden, der den Betrag schuldet. Dies gilt 
grundsätzlich auch dann, wenn sich der Nichteigentümer-Ehegatte an den auf 
das Arbeitszimmer entfallenden laufenden Kosten beteiligt hat. 
Ein vollständiger Kostenabzug kann nur erreicht werden, wenn der Nichteigen-
tümer-Ehegatte in Absprache mit dem anderen Ehepartner Finanzierungsauf-
wendungen, die das Arbeitszimmer betreffen, selbst übernimmt. Hierzu bedarf es 
jedoch einer ausdrücklichen Vereinbarung zwischen den Partnern, die hier aber 
nicht vorliegt. 
 
 
7. Umsatzsteuer-Vorauszahlungen: So werden sie dem 

richtigen Jahr zugeordnet 
 
Für regelmäßig wiederkehrende Ausgaben gibt es eine Sonderregelung bei 
Zahlungen rund um den Jahreswechsel. Welche Besonderheiten bei Um-
satzsteuer-Vorauszahlungen zu beachten sind, erklärt die Oberfinanzdirek-
tion Nordrhein-Westfalen. 
Hintergrund 
Wer seinen Gewinn durch Einnahmen-Überschussrechnung ermittelt, muss für 
die zeitliche Zuordnung seiner Betriebsausgaben das sog. Abflussprinzip beach-
ten. Nach der "Grundregel" müssen Ausgaben in dem Kalenderjahr abgesetzt 
werden, in dem sie geleistet wurden. Für regelmäßig wiederkehrende Ausgaben, 
wie z. B. Umsatzsteuer-Vorauszahlungen, sieht das Gesetz eine Ausnahmerege-
lung vor: Diese Ausgaben müssen im Jahr ihrer wirtschaftlichen Zugehörigkeit 
abgezogen werden, selbst wenn sie beim Unternehmer schon kurze Zeit vor 
Beginn oder erst kurze Zeit nach Beendigung dieses Jahres abfließen. Als "kurze 
Zeit" definiert die Rechtsprechung des BFH einen Zeitraum von bis zu 10 Tagen 
vor bzw. nach dem Jahreswechsel (also vom 22.12. bis 10.1.). 
Besonderheiten bei Umsatzsteuer-Vorauszahlungen 
Ein Abzug abweichend geleisteter Zahlungen im Jahr der wirtschaftlichen Zuge-
hörigkeit gelingt nur, wenn diese innerhalb des 10-Tages-Zeitraums fällig und 
geleistet worden sind. Beide Voraussetzungen müssen kumulativ vorliegen. 
Daher gilt die Abflussfiktion nicht, wenn nur die Zahlung innerhalb der kurzen 
Zeit nach dem Ende des Kalenderjahrs erfolgt ist, der Fälligkeitszeitpunkt aber 
außerhalb dieses Zeitraums liegt. 
Unternehmer müssen Umsatzsteuer-Voranmeldungen bis zum 10. Tag nach 
Ablauf des Voranmeldungszeitraums abgeben, die Zahlung wird auch am 10. 
Tag fällig. Die Zahlungsfrist verlängert sich bis zum folgenden Werktag, wenn 
das Fristende auf einen Samstag, Sonntag oder gesetzlichen Feiertag fällt. Es 
verlängert sich jedoch nur die Zahlungsfrist, nicht der 10-Tages-Zeitraum der 
Abflussfiktion. 
Hat der Unternehmer seinem Finanzamt eine Lastschrifteinzugsermächtigung 
erteilt, gilt eine Umsatzsteuer-Vorauszahlung im Zeitpunkt der Fälligkeit als 
abgeflossen, selbst wenn das Amt den Betrag tatsächlich später einzieht. In 
diesen Fällen darf der Unternehmer also eine am 10.1. fällige, aber später 
eingezogene Umsatzsteuer-Vorauszahlung regelmäßig noch im (vorangegange-
nen) Kalenderjahr der wirtschaftlichen Zugehörigkeit als Betriebsausgabe verbu-
chen (Anwendung der Abflussfiktion). 
Unternehmern kann ein Betriebsausgabenabzug ihrer Umsatzsteuer-
Vorauszahlungen wegen falscher Anwendung der Abflussregelungen komplett 
verloren gehen. Betroffen sind die Fälle, in denen das Finanzamt einen Betriebs-
ausgabenabzug im Jahr der Zahlung der Umsatzsteuer-Vorauszahlung aber-



 
 
kennt und der betroffene Unternehmer daraufhin einen Abzug im vorangegange-
nen Jahr der wirtschaftlichen Zugehörigkeit erreichen will. Ein Betriebsausga-
benabzug kann in diesen Fällen mangels einschlägiger Änderungsvorschrift im 
Vorjahr nicht mehr vorgenommen werden. Nur wenn die zu ändernde Steuer-
festsetzung unter dem Vorbehalt der Nachprüfung steht, kann der betroffene 
Unternehmer die Zahlungen nachträglich noch korrekt abziehen. 
 
 

8. Behindertengerechten Umbau der Dusche: Kosten 
sind absetzbar 

 
Die Aufwendungen für den behindertengerechten Umbau der Dusche 
können in voller Höhe als außergewöhnliche Belastung in Abzug gebracht 
werden. 
Hintergrund 
Die Klägerin ist an Multipler Sklerose erkrankt. Im Jahre 2011 ließ sie für gut 
5.736 EUR die Duschkabine in ihrer Wohnung so umbauen, dass sie mit einem 
Rollstuhl befahren werden konnte. Aus diesem Grund musste die Dusche neu 
ausgefliest werden, wobei auch die Armaturen und die Eingangstür erneuert 
wurde. Da für die Klägerin keine Pflegestufe bestand, lehnte die Pflegekasse die 
Übernahme der Umbaukosten ab. 
Das Finanzamt erkannte nur ein geringer Teil der Aufwendungen (knapp 500 
EUR für Duschelement, Ablauf, Rostrahmen, Unterbau und Bodenfliesen) als 
krankheitsbedingte außergewöhnliche Belastung an. Die übrigen Kosten wurden 
gestrichen, weil die übrigen baulichen Maßnahmen nicht durch die Behinderung 
verursacht worden sind. 
Entscheidung 
Das Finanzgericht hält dagegen die vom Finanzamt vorgenommene Aufteilung 
der Baumaßnahme in einzelne Aufwandposten für nicht praktikabel. Abziehbar 
sind auch die notwendigen Folgekosten für solches Material, das – wie etwa die 
Wandfliesen, die Tür und die Armaturen – durch den Ausbau der alten Dusch-
wanne beschädigt worden und an die neue Tiefe der Dusche anzupassen 
gewesen ist. 
 
 

9. Häusliches Arbeitszimmer: Kosten für Bad-
Modernisierung können anteilig angesetzt werden 

 
Sind die Aufwendungen für die Modernisierung des Badezimmers wesent-
lich und erhöhen sie den Wert des gesamten Wohnhauses, gehören sie 
anteilig zu den Kosten für ein häusliches Arbeitszimmer. 
Hintergrund 
Die Kläger sind Eheleute. Für seine selbstständige Steuerberatertätigkeit nutzte 
der Kläger ausschließlich ein häusliches Arbeitszimmer im gemeinsamen Einfa-
milienhaus der Eheleute. Auf das Arbeitszimmer entfielen rund 8 % der gesam-
ten Wohnfläche. Im Streitjahr bauten die Kläger das Badezimmer in ihrem Ein-
familienhaus behindertengerecht um. Darüber hinaus wurden alle 4 Türen des 
Flurs ersetzt und Maurer-, Maler- sowie Bodenarbeiten durchgeführt. Von den 
Umbaukosten in Höhe von insgesamt rund 38.000 EUR machte der Kläger einen 
Anteil von 8 % für das häusliche Arbeitszimmer als Betriebsausgaben geltend. 
Das Finanzamt lehnte die steuerliche Berücksichtigung der anteiligen Moderni-
sierungskosten ab. 
Entscheidung 
Das Finanzgericht gab den Klägern dagegen Recht. Die Renovierungs- bzw. 
Modernisierungskosten sind anteilig dem Arbeitszimmer des Klägers zuzurech-
nen. Durch die Modernisierung des Badezimmers ist derart in die Gebäudesub-
stanz eingegriffen worden, dass der Umbau den Wert des gesamten Wohnhau-
ses erhöht hat. 
Das häusliche Arbeitszimmer ist Teil des Betriebsvermögens des Klägers. Bei 
einer späteren Entnahme aus dem Betriebsvermögen würde ein Anteil von 8 % 
des Gebäudewerts als zu versteuernder Entnahmewert angesetzt. Die aktuell 
vorgenommene Modernisierung des Badezimmers erhöht dauerhaft den Gebäu-
dewert und damit auch den Entnahmewert. 
Hätten die Kläger die Modernisierungsmaßnahmen innerhalb der ersten 3 Jahre 
nach der Anschaffung des Wohnhauses durchgeführt, wären die Kosten als 
anschaffungsnahe Herstellungskosten über die Gebäudeabschreibung anteilig 
als Aufwendungen des Arbeitszimmers zu berücksichtigen gewesen. 
Der anteilige Betriebsausgabenabzug ist deshalb geboten, um Wertungswider-
sprüche zu vermeiden. 
 
 

10. Zahnaufhellung kann umsatzsteuerfrei sein 
 
Zahnaufhellungen sind umsatzsteuerfreie Heilbehandlungen, wenn der 
Zahnarzt sie vornimmt, um behandlungsbedingte Zahnverdunklungen zu 
beseitigen. 
Hintergrund 
Eine Zahnärzte-GbR führte im Anschluss an bestimmte medizinisch indizierte 
Behandlungen (z. B. Wurzelkanalbehandlungen) bei einigen Patienten eine 
Zahnaufhellung (sog. Bleaching) an den zuvor behandelten Zähnen durch. Dafür 
stellte die GbR jeweils ein Entgelt von 226 EUR bis 286 EUR ohne Umsatzsteuer 
in Rechnung. Das Finanzamt ging jedoch davon aus, dass die Leistung umsatz-
steuerpflichtig ist. 
Entscheidung 
Wie das Finanzgericht ist auch der Bundesfinanzhof auf der Seite der Zahnärzte. 

Die Begründung der Richter: Umsätze aus der Tätigkeit als Zahnarzt sind steuer-
frei. Die Steuerfreiheit setzt eine Heilbehandlung voraus. Heilbehandlungen 
müssen einen therapeutischen Zweck haben. Hierzu gehören auch Leistungen 
zum Zweck der Vorbeugung und zum Schutz einschließlich der Aufrechterhal-
tung oder Wiederherstellung der Gesundheit. Ästhetische Behandlungen sind 
Heilbehandlungen, wenn diese Leistungen dazu dienen, Krankheiten oder 
Gesundheitsstörungen zu diagnostizieren, zu behandeln oder zu heilen oder die 
Gesundheit zu schützen, aufrechtzuerhalten oder wiederherzustellen. 
Die Steuerfreiheit erfasst aber auch Leistungen, die erst als Folge solcher Be-
handlungen erforderlich werden. Das gilt auch dann, wenn sie ästhetischer Natur 
sind (Folgebehandlung), die medizinische Maßnahme also dazu dient, die 
negativen Folgen der Vorbehandlung zu beseitigen. 

Deshalb waren die von der GbR durchgeführten Zahnaufhellungen umsatzsteu-
erfreie Leistungen. Denn die zuvor durchgeführten Zahnbehandlungen waren 
medizinisch indiziert. Diese Zahnbehandlungen (Wurzelfüllungen) hatten jeweils 
eine Verdunkelung des behandelten Zahns zur Folge. Die als Folge dieser 
Behandlungen notwendig gewordenen Zahnaufhellungsbehandlungen sind 
daher ebenfalls steuerfrei. Denn die Aufhellungen dienten dazu, die infolge der 
Vorschädigung eingetretene Verdunkelung der Zähne zu behandeln. 
 
 
11. Wann Krankheitskosten nicht absetzbar sind 
 
Viele Versicherte der privaten Krankenversicherung tragen ihre Krank-
heitskosten selbst, um eine Beitragsrückerstattung zu erhalten. Steuerlich 
kann dies jedoch von Nachteil sein. 
Hintergrund 
Ein Ehepaar hatte Beiträge zur privaten Kranken- und Pflegeversicherung als 
Vorsorgeaufwendungen bei den Sonderausgaben geltend gemacht. Strittig war 
ein Betrag von 241 EUR. Hier hatten die Eheleute einen Teil einer Arztrechnung 
nicht der Krankenkasse vorgelegt, um später Beitragsprämien zurückzubekom-
men. 
Entscheidung 
Das Finanzgericht erkannte diese Kosten weder als Sonderausgaben noch als 
außergewöhnliche Belastungen an. 
Diese Ausgaben sind keine klassischen Krankenversicherungsbeiträge. Zu den 
abzugsfähigen Beiträgen gehören nur solche Kosten, die direkt im Zusammen-
hang mit der Erlangung von Versicherungsschutz stehen. Bereits die Selbstbe-
teiligung gehört nicht zu den Beiträgen. Deshalb muss das Gleiche für solche 
Kosten gelten, die Versicherte übernehmen, um eine Beitragsrückerstattung zu 
erhalten. 
Auch ein Abzug der Krankheitskosten als außergewöhnliche Belastung wurde 
nicht anerkannt. Ärztlich verordnete Krankheitsaufwendungen, die von der 
Krankenkasse nicht ersetzt werden, können zwar unter bestimmten Vorausset-
zungen als außergewöhnliche Belastung steuerlich geltend gemacht werden. 
Allerdings wird hier zunächst ein prozentual gestaffelter Eigenanteil abgezogen, 
der höher ausfiel, als die geltend gemachten Kosten. 
 
 

12. Beim Autofahren ist Hellsehen nicht erforderlich 
 
Das lernt man in der Fahrschule gleich in der ersten Stunde: Beim Öffnen 
der Autotür muss auf den vorbeifahrenden Verkehr geachtet werden. Wer 
die Tür einfach aufreißt und dadurch einen Unfall verursacht, trägt die 
alleinige Schuld. 
Die Frage, ob im Fall eines Unfalls demjenigen, der in die unvorsichtiger Weise 
geöffnete Tür hineinfährt, eine Mitschuld an dem Unfall zugerechnet werden 
kann, beantwortete das Landgericht Stuttgart ganz eindeutig mit "Nein". 
Im vorliegenden Fall ist der Unfall von der Klägerin, die die Tür geöffnet hatte, in 
so überwiegendem Teil fahrlässig verursacht, dass im Verhältnis dazu die Be-
triebsgefahr des Fahrzeugs des Beklagten kein anspruchsminderndes Eigenge-
wicht hat. 
Die Stuttgarter Richter gingen von einem schweren Verschulden der Parkenden 
aus. Denn schließlich ist das Fließen des Verkehrs nur dann gewährleistet, wenn 
sich die mit angemessener Geschwindigkeit und regelgerechtem Abstand Vor-
beifahrenden darauf verlassen könnten, dass nicht unerwartet eine Fahrzeugtür 
in den Fahrbereich hinein geöffnet wird. 
Dass an der Unfallstelle regelmäßig und auch zum Unfallzeitpunkt viele Autos 
auf der Suche nach einem Parkplatz waren, ändert daran nichts. Auch bei regem 
Parksuchverkehr muss ein Aussteigender extrem vorsichtig sein und der vorbei-
fahrende Verkehr darf sich darauf verlassen, dass nicht unvermittelt eine Autotür 
geöffnet wird. 
Eine Vermutung, dass Personen auf dem Gehweg bedeuten, dass demnächst 
jemand aus dem Fahrzeug steigen werde, neben dem sie sich befinden, gibt es 
nicht. Insoweit sind also keine hellseherischen Fähigkeiten erforderlich. 
 
 

13. Wiedereinsetzung: Nur bei plötzlicher Erkrankung 
möglich 

 
Sucht ein Rechtsanwalt für mehrere Wochen eine Klinik zur Rehabilitation 
auf, muss er die Vertretung organisieren. Macht er dies nicht und wird eine 
Frist versäumt, gibt es keine Wiedereinsetzung. 
Hintergrund 
Ein Rechtsanwalt hatte gegen eine Erhöhung der Rundfunkgebühren in eigener 
Angelegenheit geklagt und erstinstanzlich verloren. 



 
 
Die Berufung gegen das Urteil wurde abgeschmettert, weil er die Monatsfrist 
nicht gewahrt hatte. Dagegen beantragte er Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand, weil er sich infolge einer Wirbelsäulenoperation vom 18.8.2014 bis zum 
22.9.2014 einer Rehabilitationsmaßnahme in einer Klinik befand. Erst nach 
Rückkehr aus dieser Klinik am 23.9.2014 ist er in der Lage gewesen, von dem 
an seine Heimatadresse zugestellten Urteil Kenntnis zu nehmen und sich mit 
dessen Inhalt zu befassen. 
Entscheidung 
Der Aufenthalt in der Rehabilitationsklinik stellt nach Auffassung des Verwal-
tungsgerichtshofs in München jedoch keinen Wiedereinsetzungsgrund dar. Der 
Rechtsanwalt hätte für den Fall einer Erkrankung organisatorische Vorkehrungen 
treffen müssen. Nur wenn der Anwalt aufgrund einer plötzlich auftretenden, nicht 
vorhersehbaren Erkrankung an der fristgebundenen Erledigung oder Bestellung 
eines Vertreters gehindert war, kann ein Fristversäumnis unverschuldet sein. Ein 
stationärer Rehabilitationsaufenthalt ist aber regelmäßig nicht unvorhergesehen, 
sondern geplant. 
 
 

14. Veröffentlichung von Bildern: Widerruf der Einwilli-
gung nicht so einfach möglich 

 
Ein Arbeitgeber darf Bilder eines Arbeitnehmers nur veröffentlichen, wenn 
der Arbeitnehmer schriftlich einwilligt. Hat der Arbeitnehmer die schriftli-
che Einwilligung unbefristet erteilt, kann er sie nicht ohne Weiteres wider-
rufen. 
Hintergrund 
Der klagende Arbeitnehmer war bis Januar 2011 bei der Beklagten beschäftigt. 
Bereits im Oktober 2008 hatte er sich schriftlich damit einverstanden erklärt, 
dass der Arbeitgeber Filmaufnahmen von ihm für die eigene Öffentlichkeitsarbeit 
verwendet. In dem daraufhin angefertigten Werbefilm war der Arbeitnehmer 
jedenfalls nur 2-mal für wenige Sekunden zu erkennen, davon einmal bei einem 
Gruppenbild. Nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses verlangte der Kläger 
von der Beklagten, die ihn darstellenden Videoaufnahmen nicht mehr zu ver-
wenden und ihm für die Verwendung ein Schmerzensgeld zu zahlen. 
Entscheidung 
Nach Ansicht des Bundesarbeitsgerichts ist eine Veröffentlichung von Bildern 
eines Arbeitnehmers nur zulässig, wenn eine schriftliche Einwilligung vorliegt. 
Dies ist hier der Fall. Für die Frage, ob die Einwilligung zu einem späteren 
Zeitpunkt widerrufen werden kann, kommt es auf die Umstände des Einzelfalls 
an. Hierbei muss, neben dem Persönlichkeitsinteresse des Arbeitnehmers, auch 
das Interesse des Arbeitgebers an einer kostendeckenden Verwertung der Bilder 
berücksichtigt werden. Maßgeblich für die Abwägung ist insbesondere, ob die 
Person des Arbeitnehmers hervorgehoben dargestellt wird oder ob es sich 
vielmehr um eine allgemeine Darstellung des Unternehmens handelt. Eine 
einmal erteilte Einwilligung kann jedenfalls nicht ohne Grund widerrufen werden. 
 
 

15. Bußgelder: Übernahme durch Arbeitgeber führt zu 
Arbeitslohn 

 
Einige Arbeitgeber übernehmen die Kosten für Bußgelder bei Vielfahrern 
oder Firmenwagen. Dabei handelt es sich um Arbeitslohn. Übernommene 
Bußgelder sind somit generell steuerpflichtig. 
Wer zu schnell fährt und erwischt wird, ist selten um eine Ausrede verlegen. Zu 
den glaubwürdigeren und sehr beliebten Ausreden gehört das Rasen auf Wei-
sung des Arbeitgebers. Und tatsächlich kommt es vor, dass zum Beispiel Fahrer 
gedrängt werden, Liefertermine einzuhalten. Oftmals ist das nur durch zu schnel-
les Fahren, falsches Parken oder einen Verstoß gegen die Lenkzeiten zu errei-
chen. 
Lange war streitig, ob die Übernahme der daraus resultierenden Strafen durch 
den Arbeitgeber Arbeitslohn darstellt. Arbeitslohn liegt nicht vor, wenn der Ar-
beitgeber dem Arbeitnehmer Vorteile aus ganz überwiegend eigenbetrieblichem 
Interesse gewährt. 
Entscheidung 
Im zuletzt entschiedenen Urteilsfall hatte eine Spedition Bußgelder, die gegen 
ihre Fahrer wegen Überschreitung von Lenkzeiten und der Nichteinhaltung von 
Ruhezeiten festgesetzt worden waren, für ihre Fahrer bezahlt, ohne dafür Lohn-
steuer einzubehalten. Der Bundesfinanzhof hat hier – unter Aufgabe seiner 
früheren Rechtsprechung – auf Arbeitslohn entschieden. Ein rechtswidriges Tun 
– wie zu schnelles Fahren, falsches Parken oder die Überschreitung der Lenk-
zeiten im Urteilsfall – ist danach keine beachtliche Grundlage einer betriebsfunk-
tionalen Zielsetzung. 
Die Entscheidung wird von der Finanzverwaltung angewendet. Vom Arbeitgeber 
übernommene Bußgelder sind damit generell steuerpflichtig. Dabei ist es unbe-
achtlich, ob der Arbeitgeber ein solches rechtswidriges Verhalten angewiesen 
hat und/oder anweisen darf. 
 
 

16. Künstliche Befruchtung als außergewöhnliche Belas-
tung absetzbar – aber nicht immer 

 
Künstliche Befruchtungen mithilfe einer gespendeten Eizelle sind in man-
chen europäischen Ländern erlaubt, in Deutschland aber verboten. Des-
halb können die Aufwendungen für eine künstliche Befruchtung mit einer 

gespendeten Eizelle im Ausland nicht als außergewöhnliche Belastungen 
berücksichtigt werden. 
Die in ihrer Fruchtbarkeit eingeschränkte Klägerin hatte sich in Spanien einen 
Embryo in die Gebärmutter einsetzen lassen, der durch die künstliche Befruch-
tung einer gespendeten Eizelle mit dem Samen ihres Ehemannes entstanden 
war. Die hierfür aufgewendeten Kosten machte sie steuermindernd als außerge-
wöhnliche Belastung geltend. Voraussetzung dafür ist, dass die Aufwendungen 
dem Steuerpflichtigen aus tatsächlichen Gründen zwangsläufig erwachsen, wie 
z. B. bei Krankheitskosten ohne Rücksicht auf die Art und die Ursache der 
Erkrankung. 
Der Bundesfinanzhof hat Aufwendungen für eine medizinisch angezeigte hetero-
loge künstliche Befruchtung mit fremdem Samen als Krankheitskosten aner-
kannt. Er stellt allerdings darauf ab, dass die Heilbehandlung von einer zur 
Ausübung der Heilkunde zugelassenen Person entsprechend den Richtlinien der 
Berufsordnung der zuständigen Ärztekammer durchgeführt worden sei. 
Entscheidung 
Das Finanzgericht wies die Klage ab, weil die durchgeführten Maßnahmen in 
Deutschland nach dem Embryonenschutzgesetz unter Strafe gestellt sind und 
deshalb nicht den Berufsordnungen der zugelassenen Ärzte entsprechen. Daran 
ändere auch der Umstand nichts, dass die Klägerin persönlich von einer Strafe 
befreit wäre. Der Gesetzgeber habe vielmehr eine eindeutige Wertentscheidung 
getroffen, die im Steuerrecht zu beachten sei. Europäisches Recht stehe dem 
nicht entgegen, weil sowohl das Einkommensteuerrecht als auch das Strafrecht 
in die nationale Gesetzgebungskompetenz fielen. 
 

 
17. Rechnungskorrektur: Wann der Vorsteuerabzug erhal-

ten bleibt 
 
Wird eine Rechnung korrigiert, weil sie eine unzutreffender Steuernummer 
enthält, soll diese Korrektur keine Rückwirkung entfalten. Und was passiert 
mit dem Vorsteuerabzug? 
Anlässlich einer Außenprüfung wurde der Klägerin die Vorsteuer aus 4 Ein-
gangsrechnungen versagt, da die Rechnungen eine unzutreffende Steuernum-
mer des Rechnungsausstellers enthielten. Anstelle der Steuernummer war 
lediglich die Angabe der Zahl "500" vermerkt. Noch vor Erlass entsprechend 
geänderter Umsatzsteuerbescheide legte die Klägerin dem Finanzamt mit 
Schreiben vom 16.11.2010 korrigierte Rechnungen mit der zutreffenden Steuer-
nummer vor. Trotzdem wurde die Vorsteuer für die Streitjahre 2005 und 2006 
nicht berücksichtigt. 
Entscheidung 
Die dagegen erhobene Klage hatte keinen Erfolg. Der Vorsteuerabzug ist in den 
Streitjahren nicht zu gewähren, da die Rechnungskorrektur nach Ansicht des 
Finanzgerichts keine Rückwirkung entfaltet. 
Dass die ursprünglichen Rechnungen die Angabe der Steuernummer des Rech-
nungsausstellers nicht enthielten, ist unstreitig. Die Überprüfung der Richtigkeit 
der Steuernummer oder der inländischen Umsatzsteuer-Identifikationsnummer 
und der Rechnungsnummer ist dem Rechnungsempfänger jedoch regelmäßig 
gar nicht möglich. Ist eine diese Angaben unrichtig und konnte der Unternehmer 
dies nicht erkennen, bleibt deshalb der Vorsteuerabzug erhalten, wenn im 
Übrigen die Voraussetzungen für den Vorsteuerabzug gegeben sind. Vorliegend 
musste sich die Klägerin aber entgegenhalten lassen, dass sie die Fehlerhaftig-
keit der Steuernummer erkennen konnte, weil die bloße Zahl "500" vermutlich 
selbst von einem Laien nicht als eine in Deutschland gebräuchliche Steuernum-
mer beurteilt werden kann. 


